Empören ist nicht genug – solidarisch die Dinge ändern tut Not!
Liebe Freundinnen und Freunde,

Werte Kolleginnen und Kollegen,

Geschätzte Genossinnen und Genossen.
Seit 112 Jahren wird der 1. Mai weltweit als Tag der Arbeit begangen. Vom Neoliberalismus der vergangenen 30 Jahre vergiftete Köpfe der öffentlichen Meinung, vorab bürgerliche Politiker, rücksichtslose Manager und von ihnen bezahlte Medienschaffende, belächeln den 1. Mai und stellen ihn als überholt infrage. Die schwache Beteiligung an den 1. Mai-Kundgebungen hie und dort mag sie vielleicht in dieser abschätzigen Meinung verstärken. Doch um was ging es und um was geht es am 1. Mai? Es ging und geht um: Gerechtigkeit! Gleichheit! Wertschätzung! Würde! Menschlichkeit! Solidarität! Ich frage euch, Freundinnen und Freunde, Kolleginnen und Kollegen, Genossinnen und Genossen: Sind Gerechtigkeit, Gleichheit, Wertschätzung, Würde, Menschlichkeit und Solidarität für die lohn- und rentenabhängigen Menschen, die arbeitenden Menschen, die sozial und politisch diskriminierten Menschen 2012 erfüllte, überflüssige Forderungen, alte Ladenhüter der Linken?

Schauen wir uns doch mal die aktuellen Errungenschaften des Neoliberalismus, des entfesselten, zügellosen Kapitalismus an:

· 925 Millionen Menschen weltweit leiden an Hunger. Einer von sieben Menschen hat nicht genug zu essen.
· 44 Millionen Menschen zusätzlich sind allein zwischen Juni 2010 und Februar 2011 in Hungersnot geraten - wegen steigenden Lebensmittelpreisen
Hunger ist das größte Gesundheitsrisiko weltweit. Mehr Menschen sterben an Hunger, als an AIDS, Malaria und Tuberkulose zusammen.  Ein Drittel aller Sterbefälle von Kindern in Entwicklungsländern, die jünger als fünf Jahre alt sind, hängen mit Unterernährung zusammen.
· 209 Millionen Menschen werden bis Ende 2013 ohne Arbeit dastehen. 
· In Griechenland und Spanien habe etwa die Hälfte der unter 25-Jährigen keinen Job. Weltweit liegt die Jugendarbeitslosigkeit bei 12,7 Prozent, mit steigender Tendenz.
· 50 Millionen Menschen sind weltweit auf der Flucht. Mehr als 4/5 von ihnen in ihren Herkunftsregionen. Nicht einmal zwei von Tausend leben als anerkannte oder abgelehnte Flüchtlinge in der Schweiz, die darob bereist staatskrisenmässig hyperventiliert, wo wir doch Flüchtlinge humantraditionell mögen – vorausgesetzt es sind reiche Steuerflüchtlinge.

Kolleginnen und Kollegen, wohin man schaut: Verbrannte Erde, verheizte Menschen, vernichtete Existenzen. Und in der reichen, demokratischen Schweiz? Herrscht da wenigstens so etwas wie Gerechtigkeit, Gleichheit, Würde und Wertschätzung? Schon heute besitzt das reichste 1 Prozent mehr als die restlichen 99 Prozent. Fast Weltrekord. Nur in Singapur sind die Verhältnisse noch krasser. 
· 586 000 Menschen haben bei uns nicht mehr genug zum Leben. Und Arbeitgeberpräsident Valentin Vogt – Nomen ist Omen – geringschätzt sie öffentlich: «Nicht jeder Lohn kann existenzsichernd sein.» Seine Lösung: Sozialhilfe.

· Eine vierköpfige Familie mit hohem Einkommen hatte 2010 real 15‘000 Fr. mehr frei verfügbares Einkommen als im Jahr 2000. Die gleiche Familie mit einem tiefem Einkommen hingegen nur 1‘300 Fr. zusätzlich.

· Bereits 26 Prozent der Haushalte mit Kindern müssen heute so wichtige Dinge wie etwa Zahnarztbehandlungen zurückstellen – weil das Geld fehlt.
· Im Schnitt verdienen die Topmanager der Konzerne zwischen 60 und 70 Mal mehr als die «Mitarbeitenden» mit dem schmalsten Lohn.
· Eine Angestellte ganz unten in der Grossbank Credit Suisse müsste rund 300 Jahre arbeiten, um auf den Lohn von CEO Brady Dougan zu kommen.
· Rechnet man die Boni der Topmanager nicht mit, ist die Lohnquote in der Schweiz zwischen 1997 und 2008 tatsächlich stark gesunken. Das Kapital nimmt sich ein grösseres Stück vom erarbeiteten Reichtum.
· Portugiesische Maurer arbeiten in der Schweiz für 3,15 Euro pro Stunde, weil sie zu Hause keine Arbeit finden. 

· Slowakische Bauarbeiter führen für 5 Franken die Stunde Asbestsanierungen durch.

· Ungarische Plattenleger verdienen 400 Franken pro Monat verdienen. 

Liebe Freundinnen und Freunde, das ist der ganze normale, tägliche Wahnsinn in dieser Schweiz, in dieser Welt.

· Wahnsinn pur. Kapitalistischer Wahnsinn pur.

· Wahnsinn, der die Menschen verelenden, verhungern und sterben lässt. 

· Wahnsinn, der die Solidarität erstickt und den Menschen die Würde nimmt.

· Man kann, ja man muss sich am 1. Mai, dem Tag der internationalen Solidarität, darüber empören. Doch das reicht nicht, liebe Genossinnen und Genossen.

· Es reicht nicht, sich darüber zu empören, um im Rest des Jahres das zerstörerische Spiel mehr oder minder opportunistisch, aus Angst oder aus Bequemlichkeit, mitzuspielen.

· Nein, der Empörungs-Sozialismus bringt uns nicht vorwärts.

· Wir müssen die Dinge konkret ändern. Wir müssen die Auseinandersetzungen um Gerechtigkeit, Gleichheit und Würde für alle wieder gemeinsam mit aller Kraft führen. Zusammen mit den Gewerkschaften, indem man dort als Erstes auch solidarisches Mitglied wird. 

· Und wir müssen unseren eigenen politischen Kompass wieder richtig einstellen, wenn uns die Menschen vertrauen sollen:

· Wenn der Bundesrat mit der prominenten Schützenhilfe der SP und ihrer zuständigen Bundesrätin die Anwendung der Ventilklausel für osteuropäische Arbeiterinnen und Arbeiter beschliesst, dann ist das eine gefährliche politische Geisterfahrt und billigste fremdenfeindliche Schaumschlägerei dazu.
Nicht die Menschen, die zu uns kommen, sind das Problem. Sondern jene, die sie holen, die Auftrags- und Arbeitgeber, um sie als billige Arbeitskräfte zu missbrauchen. Darum brauchen wir keine Pseudo-Ventile, sondern konkrete Taten wie die Verstärkung der flankierenden Massnahmen mit allgemeinverbindlichen Gesamtarbeitsverträgen, mehr Kontrollen, griffigeren Sanktionen und der Solidarhaftung zwischen Unternehmen und ihren Subunternehmen.

· Wenn - wie kürzlich -  im roten Biel die rot-grüne Regierungsmehrheit mit Hilfe einer etwas desorientierten Gewerkschaft und einem Stichfragen-Trick die Auslagerung des städtischen Energiewerkes in eine externe Gesellschaft gegen die Mehrheit der Stimmbürgerinnen durchboxt, dann ist das nicht nur dumm, sondern politisches Harakiri.
Wer, wenn nicht SP, Grüne und Gewerkschaften, müssen einen starken Service Public in der Energieversorgung, im Verkehr, bei der Post, in der Kommunikation, im Bildungs- und Gesundheitswesen gegen die Angriffe der Sozialabbauer und Kaputtsparer verteidigen?

· Wenn - wie vor zwei Jahren im National- und Ständerat – ohne nennenswerten Widerstand der Linken beschlossen wird, die Menschen in der Alters- und Langzeitpflege finanziell ganz massiv mehr zu belasten, bis sie quasi ergänzungsleistungsreif geschossen  und arm sind, und das in vielen Kantonen unbesehen durch gewunken wird, dann haben wir nicht begriffen, was mit gesellschaftlicher Solidarität und Würde der Menschen gemeint ist.

Stellen wir also den Kompass wieder richtig ein, damit wir wissen, wo links und rechts, unten und oben ist. Und dann nehmen wir mit unseren Projekten wieder am Klassenkampf teil, der seit einiger Zeit leider einseitig von denen oben gegen die unten geführt wird. Wir haben konkrete Projekte, für die es sich zu kämpfen lohnt:

· Für unsere erfolgreich lancierte Mindestlohn-Initiative, die voraussichtlich in zwei Jahren zur Abstimmung kommt. Wer Vollzeit arbeitet, soll brutto mindestens 22 Franken in der Stunde oder 4000 Franken pro Monat erhalten. Das – und nicht der Gang zum Sozialamt - ist die Antwort der Arbeitenden auf die Geringschätzung der Arbeitgeber.

· Oder für die 1:12-Initiative der JungsozialistInnen. Kein Chef soll im Monat mehr verdienen, als der am schlechtesten bezahlte Mitarbeiter in einem Jahr. Das ist die richtige Antwort auf die Exzesse der Abzocker.

· Oder für den Werkplatz Schweiz, den die Unia mit einem Pakt und einem Fonds für Produktion, Beschäftigung und den umwelttechnologischen Umbau stärken will. Die Betrieb der Uhren- und Maschinenindustrie am Jurasüdfuss beweisen es: Unsere Beschäftigten haben das Wissen, die Fähigkeiten und den Willen, qualitativ hochstehende Produkte herzustellen. Diesen Werkplatz – und nicht das Finanzcasino, das uns in den letzten Jahren Milliarden gekostet hat - müssen wir endlich mit aktiver Industriepolitik fördern und stützen. Statt mit dem Volksbetrug einer Unternehmenssteuerreform II 80 Milliarden Franken den Aktionären zu schenken.
Apropos Empörung wäre noch anzumerken: Der Pharmamulti Merck zahlt 20 Prozent Dividende und zerstört in Genf 1200 Arbeitsplätze bei der Biotechfirma Serono. Ihr früherer Besitzer, Milliarden-Erbe, Alinghi/UBS-Segler Ernesto Bertarelli, lebt mit 10 Milliarden frivol im Steuerparadies Gstaad.

· Wir müssen uns für die Stärkung der AHV engagieren. Das beste und günstigste Sozialwerk der Schweiz darf nicht den bürgerlichen Abbauern in die Hände fallen, sondern muss im Rahmen einer AHV plus einen Schritt nach vorne machen. Die 13. AHV-Rente und die längst fällige Frühpensionierung für Menschen, die lang, hart und mit durchschnittlichem Lohn gearbeitet haben, sind solche fälligen Schritte, die mit einer Eidgenössischen Erbschaftssteuer auf hohen Vermögen weitgehend finanziert werden können.

Freundinnen und Freunde, Kolleginnen und Kollegen, Genossinnen und Genossen. Es gibt viel zu tun. Und wir alle sind gefordert, mit Herz und Verstand dafür einzustehen. Wir müssen der Entsolidarisierung in der Schweiz entgegentreten. Fremdenfeindlichkeit und Verhetzung der sozial Benachteiligten – woher sie auch immer kommen – darf in unseren Herzen kein Platz haben. Wir müssen gegen die mutwillige Zerstörung der Arbeitsplätze und des Werkplatzes Schweiz ankämpfen. Dabei muss uns klar sein: Der Sonderfall Schweiz, die Rosinenpickerei, die Steueroase, die Verantwortung à la carte, ist politisch und wirtschaftlich bankrott. Wir sind auf Gedeih und Verderb Teil dieser Welt und Teil Europas. Die Frage ist, wie lange wir noch brauchen und welchen Preis wir noch zahlen müssen, um dies zu erkennen.

Darum wünsche ich uns mit dem einstigen Arbeiterführer Hermann Greulich:
Licht in den Köpfen und Feuer im Herzen!
Es lebe der 1. Mai! Es lebe die Solidarität!
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